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An den 
Vorsitzenden des Ausschusses 
für Kultur 
Herrn Franz-Josef Radmacher 
- über das Ratsbüro – 
Postfach 1664 

 
40667 Meerbusch 
 
per Mail:  beate.heidbreder@meerbusch.de  
 
 
 

Meerbusch, 16.11.2011 
 
 

Antrag Haushaltsberatungen 2012  
am 30. November 2011 
 

- Volkshochschule Meerbusch – 
 
 
Sehr geehrter Herr Radmacher, 
 
die UWG Ratsfraktion Meerbusch bittet folgenden Antrag auf die Tagesordnung zu nehmen. 
 
Die UWG Ratsfraktion Meerbusch beantragt, dass die Stadtverwaltung Meerbusch zukünftig 
der Volkshochschule Meerbusch eine entsprechende Zielvorgabe vorgibt, die besagt, dass in 
den nächsten 5 Jahren insgesamt 25% der Subventionen gestrichen werden. 
 
Eine Zusammenarbeit mit Nachbargemeinden muss jetzt endlich umgesetzt werden.   
 
Auf der Suche nach den Gründen für "Verschwendung" empfiehlt der Bund der Steuerzahler 
den Verzicht auf "Tennis-, Reit-, Golf-, Yoga- oder andere Sportkurse, da es in jeder Region 
ausreichend Vereine oder private Träger gibt, die solche Kurse anbieten". 
 
Diese Einschätzung kann die UWG Ratsfraktion Meerbusch nur unterstützen und mittragen! 



 
 

 
 

Wir erlauben uns folgenden Hinweis zu geben: Siehe Weiterbildungsgesetz NRW 
 

§ 11 
Grundversorgung 

 
(1) Die Grundversorgung mit Weiterbildungsangeboten wird durch das Pflichtangebot 
der Volkshochschulen sichergestellt. 
 
(2) Das Pflichtangebot der Volkshochschulen umfasst Lehrveranstaltungen der 
politischen Bildung, der arbeitswelt- und berufsbezogenen Weiterbildung, der 
kompensatorischen Grundbildung, der abschluss- und schulabschlussbezogenen 
Bildung, Angebote zur lebensgestaltenden Bildung und zu Existenzfragen 
einschließlich des Bereichs der sozialen und interkulturellen Beziehungen sowie 
Angebote zur Förderung von Schlüsselqualifikationen mit den Komponenten 
Sprachen und Medienkompetenz. Zur Grundversorgung gehören auch 
Bildungsangebote, wie sie im Kinder- und Jugendhilfegesetz der Familienbildung 
zugewiesen sind.  
 
 
 

Mit freundlichen Grüßen 

Christian Staudinger-Napp                                

Fraktionsvorsitzender                                                                    


